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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

Änderung der Weinverordnung 
Der Regierungsrat hat auf den 1. Oktober 2013 eine Änderung der kantonalen Weinverord-
nung vorgenommen. Mit der Verordnungsrevision werden insbesondere die neuen Bundes-
vorgaben bei der AOC-Deklaration umgesetzt. Künftig gelten die Bezeichnungen "Kontrollierte 
Ursprungsbezeichnung Schaffhausen (KUB Schaffhausen)", "AOC Schaffhausen" sowie "Ap-
pellation d’Origine Contrôlée Schaffhausen". Diese Änderungen ziehen entsprechende Neu-
deklarationen auf der Flaschenetikette nach sich. Für die bis im Jahr 2013 geernteten Trauben 
gilt das bisherige Recht. Zudem werden die Zusatzbezeichnungen für geographisch abge-
grenzte Gebiete wie Gemeinden, Ortsteile oder Reblagen präzisiert. Grundsätzlich wird aber 
an den bestehenden Verschnitt-Regelungen festgehalten. Schliesslich wurde eine Präzisie-
rung der Aufgaben der AOC-Kommission vorgenommen. 
 

Ja zu besserer Bekämpfung von Waffenmissbrauch 
Der Regierungsrat stimmt dem Bundesgesetz über Verbesserungen zwischen Behörden im 
Umgang mit Waffen im Grundsatz zu, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidgenössi-
sche Justiz- und Polizeidepartement festhält. Die Vorschläge des Bundes zur besseren Be-
kämpfung von Waffenmissbrauch haben die Anpassung von vier Gesetzen zur Folge. Kern-
punkte der Vorlage sind die Meldepflicht von Beschuldigten, die eine Feuerwaffe missbräuch-
lich einsetzen könnten, an die Armee, die Ermöglichung der Abfrage in den kantonalen Waf-
fenregistern sowie die Nachregistrierung sämtlicher noch nicht registrierter Feuerwaffen in pri-
vatem Besitz. Mit dem vorliegenden Bundesgesetz setzt der Bundesrat die Forderungen meh-
rerer Motionen der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrates um. 
 
Die Regierung stimmt den Vorschlägen zu. Einzig die Nachregistrierung des Privatbesitzes 
von Feuerwaffen wird abgelehnt. Sie ist nach Ansicht des Regierungsrates ein wenig geeigne-
tes Mittel, um eine tatsächliche und wesentliche Verbesserung der Sicherheit im Zusammen-
hang mit Waffenmissbrauch zu erreichen. Zudem hätte die Nachregistrierung einen erhebli-
chen Mehraufwand für die kantonalen Waffenbüros zur Folge. 
 

Zustimmung zu Revision des Korruptionsstrafrechts 
Der Regierungsrat begrüsst die Revision des Korruptionsstrafrechts, wie er in seiner Vernehm-
lassung an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement festhält. Neu wird der Straftat-
bestand der Bestechung Privater als sog. Offizialdelikt in das Strafgesetzbuch aufgenommen. 
Künftig ist für die Strafbarkeit nicht mehr erforderlich, dass die Privatbestechung zu Wettbe-
werbsverzerrungen führt. Zudem wird auch eine Präzisierung bei der Bestechung von Amts-
trägern vorgeschlagen. Künftig soll korruptes Verhalten auch dann strafbar sein, wenn nicht 
der Amtsträger selbst, sondern ein Dritter das Bestechungsgeld erhält. 
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Wohlfahrtsfonds sollen gestärkt werden 
Der Regierungsrat äussert sich positiv zur vorgeschlagenen Stärkung der Wohlfahrtsfonds mit 
Ermessensleistungen, wie er in seiner Vernehmlassung an die Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit des Nationalrates festhält. Patronale Wohlfahrtsfonds sind von Arbeitge-
bern in der Form der Stiftung errichtete Vorsorgeeinrichtungen. Sie richten ihren Arbeitneh-
menden oder deren Angehörigen im Alter, bei Invalidität, Tod, Notlagen infolge Krankheit oder 
Unfall in aller Regel nicht reglementarische Leistungen aus, sondern nur Ermessensleistun-
gen. Mit der Änderung des Zivilgesetzbuches wird der rechtliche Rahmen für patronale Wohl-
fahrtsfonds mit Ermessensleistungen gelockert, damit diese über einen ausreichenden Hand-
lungsspielraum verfügen und ihre Tätigkeit in Zukunft unter günstigeren Rahmenbedingungen 
fortsetzen können. 
 

Ja zu neuer Regelung bei unrechtmässig erworbenen Vermögenswerten 
Der Regierungsrat stimmt dem Bundesgesetz über die Sperrung und Rückerstattung unrecht-
mässig erworbener Vermögenswerte zu, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidgenössi-
sche Departement für auswärtige Angelegenheiten festhält. Das neue Bundesgesetz regelt die 
Sperrung, Einziehung und Rückerstattung von sogenannten Potentatengeldern, d.h. Gelder, 
welche sich politisch exponierte Personen mutmasslich unrechtmässig durch Korruption, Ver-
untreuung oder andere Verbrechen angeeignet und auf ausländische Finanzplätze geschafft 
haben. Das Gesetz sieht neu einerseits die Möglichkeit vor, ausserhalb der eigentlichen 
Rechtshilfe bestimmte Informationen an den Herkunftsstaat weiterzugeben, damit dieser ein 
ausreichend substantiiertes Rechtshilfegesuch einreichen kann. Andererseits soll eine gesetz-
liche Grundlage geschaffen werden, um mutmasslich unrechtmässig erworbene Vermögens-
werte auch dann einziehen zu können, wenn die Rückerstattung auf dem Rechtshilfeweg an 
ungenügenden menschenrechtlichen Standards im Herkunftsland gescheitert ist. Mit der Vor-
lage wird das geltende Recht modifiziert und die bisherige Praxis der Schweiz im Bereich der 
Potentatengelder verankert. 
 
Nach Ansicht der Regierung setzt die Schweiz damit ein politisches Zeichen gegen aussen. 
Sie bekundet ihren klaren Willen, den eingeschlagenen Weg im Kampf gegen Potentatengel-
der aktiv weiterzugehen und ihre international anerkannte Führungsrolle in diesem Bereich 
weiterhin wahrzunehmen. 
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